
 

Verschwiegenheitserklärung im Rahmen der ASV-Teams und 
allgemeinen Tumorkonferenzen der SJG St. Paulus GmbH 

 
zwischen dem Arzt __________________________________________________________ 
mit der Praxis in     __________________________________________________________ 
 

gegenüber der  
 

SJG St. Paulus GmbH 

Johannesstraße 9 -17, 44137 Dortmund 
 

Alle Informationen, die im Rahmen der ASV-Teams/ Tumorkonferenz der Einrichtungen der SJG St. 
Paulus GmbH besprochen werden sind personenbezogene bzw. personenbeziehbare Daten. Als sol-
che unterliegen Sie dem Datenschutz. Nach Art. 5 Abs. 1 lit. f DSGVO/ § 7 Abs. 1 lit. f KDG. Diese In-
formationen müssen „in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der perso-
nenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verar-
beitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädi-
gung durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“)“. 

Hiermit verpflichte ich mich, personenbezogene Daten nicht unbefugt oder unrechtmäßig zu verarbei-
ten oder absichtlich oder unabsichtlich die Sicherheit der Verarbeitung in einer Weise zu verletzen, die 
zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, zur unbefugten Offenlegung oder unbefugtem Zugang 
führt. 

Ein Verstoß gegen die Vertraulichkeits- und Datenschutzvorschriften stellt einen Verstoß gegen dar, 
der entsprechend geahndet werden kann. 

Ihre Tätigkeit berührt unter Umständen das Geschäftsgeheimnis. Sofern Geschäftsgeheimnisse verar-
beitet werden, die dem Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen unterliegen, haben Sie diese 
geheim zu halten. Sie dürfen derartige Kenntnisse nicht an Dritte weitergeben. 

Ihre Tätigkeit berührt das Sozialgeheimnis. Sofern Daten verarbeitet werden, die dem Sozialgeheimnis 
unterliegen, haben Sie diese im gleichen Umfang geheim zu halten, wie die ursprünglich übermittelnde 
Stelle. 

Ihre Tätigkeit berührt die ärztliche Schweigepflicht. Sie wirken an der beruflichen oder dienstlichen Tä-
tigkeit eines Berufsgeheimnisträgers mit, soweit dies erforderlich ist. Es ist Ihnen untersagt, fremde 
Geheimnisse, namentlich zum persönlichen Lebensbereich gehörende Geheimnisse oder Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnisse unbefugt zu offenbaren. 

Folgen einer Zuwiderhandlung gegen die Verschwiegenheitserklärung  
 

Mir ist bekannt, dass 

- Verstöße gegen das Gebot der Vertraulichkeit nach europäischem Datenschutzrecht mit einer 
Geld- oder Freiheitsstrafe geahndet (vgl. §§ 50, 51 KDG, §§ 42, 43 BDSG, § 23 GeschGehG, § 
203 StGB).  

- dem Betroffenen durch eine mögliche Zuwiderhandlung durch mich schadensersatzpflichtig ge-
stellt sein können, wofür ich ggf. auch mit meinem Privatvermögen haften muss. Im Tarifvertrag 
neben dieser Verschwiegenheitserklärung vereinbarte Geheimhaltungspflichten, insbesondere 
bezogen auf betriebliche Geheimnisse, bestehen neben dieser Vertraulichkeitsverpflichtung 
fort. 

Nach Beendigung meiner Tätigkeit bei dem ASV-Team/ Tumorkonferenz, besteht diese Vertraulich-
keitsverpflichtung fort. Hiermit verpflichte ich mich zur Einhaltung der vorgenannten Regeln zur Ver-
traulichkeit/ Verschwiegenheit. 
 
 
_________________________  __________________________________ 
Ort, Datum     Arzt/ Ärztin  



 
Anlagen zur Verschwiegenheitserklärung 
 
 
§ 50 Haftung und Schadenersatz KDG 
(1) Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen dieses Gesetz ein materieller oder immateri-
eller Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen die kirchliche Stelle als Ver-
antwortlicher oder Auftragsverarbeiter.  

(2) Ein Auftragsverarbeiter haftet für den durch eine Verarbeitung verursachten Schaden nur 
dann, wenn er seinen speziell den Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus diesem Gesetz 
nicht nachgekommen ist oder unter Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten Anweisungen des für 
die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder gegen diese Anweisungen gehandelt hat.  

(3) Ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter ist von der Haftung gemäß Absatz 1 befreit, 
wenn er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den der Schaden einge-
treten ist, verantwortlich ist.  

(4) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene Person eine an-
gemessene Entschädigung in Geld verlangen.  

(5) Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten nicht ermitteln, 
welche von mehreren beteiligten kirchlichen Stellen als Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter 
den Schaden verursacht hat, so haftet jede als Verantwortlicher für den gesamten Schaden.  

(6) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches.  

(7) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der betroffenen Person mitgewirkt, ist § 
254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.  

(8) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.  
 
§ 51 Geldbußen KDG 
(1) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
Bestimmungen dieses Gesetzes, so kann die Datenschutzaufsicht eine Geldbuße verhängen.  

(2) Die Datenschutzaufsicht stellt sicher, dass die Verhängung von Geldbußen gemäß diesem Pa-
ragraphen für Verstöße gegen dieses Gesetz in jedem Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend ist.  

(3) Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls verhängt. Bei der Entscheidung 
über die Verhängung einer Geldbuße und über deren Betrag wird in jedem Einzelfall Folgendes 
gebührend berücksichtigt:  

a) Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs oder 
des Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der Zahl der von der Verarbeitung be-
troffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen Schadens;  

b) Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes;  
c) jegliche von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter getroffenen Maßnahmen 

zur Minderung des den betroffenen Personen entstandenen Schadens;  
d) Grad der Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters unter Berück-

sichtigung der von ihnen gemäß § 26 getroffenen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen;  

e) etwaige einschlägige frühere Verstöße des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbei-
ters;  



 
f) Umfang der Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht, um dem Verstoß abzuhelfen 

und seine möglichen nachteiligen Auswirkungen zu mindern;  
g) Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstoß betroffen sind;  
h) Art und Weise, wie der Verstoß der Datenschutzaufsicht bekannt wurde, insbesondere ob 

und gegebenenfalls in welchem Umfang der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter 
den Verstoß mitgeteilt hat;  

i) Einhaltung der früher gegen den für den betreffenden Verantwortlichen oder Auftragsverar-
beiter in Bezug auf denselben Gegenstand angeordneten Maßnahmen (§ 47 Absatz 5), 
wenn solche Maßnahmen angeordnet wurden;  

j) jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umstände im jeweiligen Fall, wie unmit-
telbar oder mittelbar durch den Verstoß erlangte finanzielle Vorteile oder vermiedene Ver-
luste.  

(4) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter bei gleichen oder  
miteinander verbundenen Verarbeitungsvorgängen vorsätzlich oder fahrlässig gegen  
mehrere Bestimmungen dieses Gesetzes, so übersteigt der Gesamtbetrag der Geldbuße  
nicht den Betrag für den schwerwiegendsten Verstoß. 

(5) Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3 Geldbußen von bis zu 500.000 EUR  
verhängt.  

(6) Gegen kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1, soweit sie im weltlichen  
Rechtskreis öffentlich-rechtlich verfasst sind, werden keine Geldbußen verhängt; dies  
gilt nicht, soweit sie als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen.  

(7) Die Datenschutzaufsicht leitet einen Vorgang, in welchem sie einen objektiven Verstoß  
gegen dieses Gesetz festgestellt hat, einschließlich der von ihr verhängten Höhe der  
Geldbuße an die nach staatlichem Recht zuständige Vollstreckungsbehörde weiter.  
Unbeschadet ihrer jeweiligen Rechtsform ist die Datenschutzaufsicht Inhaber der  
Bußgeldforderung und mithin Vollstreckungsgläubiger. Die nach staatlichem Recht  
zuständige Vollstreckungsbehörde ist an die Feststellung der Datenschutzaufsicht  
hinsichtlich des Verstoßes und an die von dieser festgesetzten Höhe der Geldbuße  
gebunden. Sofern das staatliche Recht die Zuständigkeit einer solchen  
Vollstreckungsbehörde nicht vorsieht, erfolgt die Vollstreckung auf dem  
Zivilrechtsweg. 
 
§ 42 Strafvorschriften BDSG 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich nicht all-
gemein zugängliche personenbezogene Daten einer großen Zahl von Personen, ohne hierzu be-
rechtigt zu sein, 

1. einem Dritten übermittelt oder 
2. auf andere Art und Weise zugänglich macht 

und hierbei gewerbsmäßig handelt. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer personenbezogene 
Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, 

1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder 
2. durch unrichtige Angaben erschleicht 

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der Verant-
wortliche, die oder der Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbehörde. 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung nach 
Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem Strafverfahren gegen den Melde-



 
pflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung be-
zeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden ver-
wendet werden. 
 
§ 43 Bußgeldvorschriften BDSG 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunftsverlangen nicht richtig behandelt oder 
2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig unterrichtet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 werden keine 
Geldbußen verhängt. 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung nach 
Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem Verfahren nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten gegen den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 
Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des Melde-
pflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet werden. 
 
§ 23 Verletzung von Geschäftsgeheimnissen GeschGehG 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer zur Förderung des 
eigenen oder fremden Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, 
dem Inhaber eines Unternehmens Schaden zuzufügen,  

1. entgegen § 4 Absatz 1 Nummer 1 ein Geschäftsgeheimnis erlangt, 
2. entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a ein Geschäftsgeheimnis nutzt oder offen-

legt oder 
3. entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 3 als eine bei einem Unternehmen beschäftigte Person 

ein Geschäftsgeheimnis, das ihr im Rahmen des Beschäftigungsverhältnisses anvertraut 
worden oder zugänglich geworden ist, während der Geltungsdauer des Beschäftigungsver-
hältnisses offenlegt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs, aus Eigen-
nutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem Inhaber eines Unternehmens Schaden zu-
zufügen, ein Geschäftsgeheimnis nutzt oder offenlegt, dass er durch eine fremde Handlung nach 
Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erlangt hat. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer zur Förderung des 
eigenen oder fremden Wettbewerbs oder aus Eigennutz entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 2 oder 
Nummer 3 ein Geschäftsgeheimnis, das eine ihm im geschäftlichen Verkehr anvertraute geheime 
Vorlage oder Vorschrift technischer Art ist, nutzt oder offenlegt. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  
1. in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 gewerbsmäßig handelt, 
2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 oder Nummer 3 oder des Absatzes 2 bei der Of-

fenlegung weiß, dass das Geschäftsgeheimnis im Ausland genutzt werden soll, oder 
3. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 oder des Absatzes 2 das Geschäftsgeheimnis im 

Ausland nutzt. 

(5) Der Versuch ist strafbar. 

(6) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung genann-
ten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder Veröf-
fentlichung des Geschäftsgeheimnisses beschränken. 

 



 
 

(7) § 5 Nummer 7 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. Die §§ 30 und 31 des Strafgesetzbu-
ches gelten entsprechend, wenn der Täter zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs 
oder aus Eigennutz handelt. 

(8) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für 
geboten hält. 
 
§ 78 Zweckbindung und Geheimhaltungspflicht eines Dritten, an den Daten übermit-
telt werden SGB X 
§ 78 Abs. 1 Satz 2 & 3 SGB X: …Eine Übermittlung von Sozialdaten nach den §§ 68 bis 77 oder 
nach einer anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch an eine nicht-öffentliche Stelle auf de-
ren Ersuchen hin ist nur zulässig, wenn diese sich gegenüber der übermittelnden Stelle verpflich-
tet hat, die Daten nur für den Zweck zu verarbeiten, zu dem sie ihr übermittelt werden. Die Dritten 
haben die Daten in demselben Umfang geheim zu halten wie die in § 35 des Ersten Buches ge-
nannten Stellen. Sind Sozialdaten an Gerichte oder Staatsanwaltschaften übermittelt worden, dür-
fen diese gerichtliche Entscheidungen, die Sozialdaten enthalten, weiter übermitteln, wenn eine in 
§ 35 des Ersten Buches genannte Stelle zur Übermittlung an den weiteren Dritten befugt wäre.  
 
§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen StGB 
1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer zur Förderung des 
eigenen oder fremden Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, 
dem Inhaber eines Unternehmens Schaden zuzufügen, 

1. entgegen § 4 Absatz 1 Nummer 1 ein Geschäftsgeheimnis erlangt, 
2. entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a ein Geschäftsgeheimnis nutzt oder offen-

legt oder 
3. entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 3 als eine bei einem Unternehmen beschäftigte Person 

ein Geschäftsgeheimnis, das ihr im Rahmen des Beschäftigungsverhältnisses anvertraut 
worden oder zugänglich geworden ist, während der Geltungsdauer des Beschäftigungsver-
hältnisses offenlegt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs, aus Eigen-
nutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem Inhaber eines Unternehmens Schaden zu-
zufügen, ein Geschäftsgeheimnis nutzt oder offenlegt, das er durch eine fremde Handlung nach 
Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erlangt hat. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer zur Förderung des 
eigenen oder fremden Wettbewerbs oder aus Eigennutz entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 2 oder 
Nummer 3 ein Geschäftsgeheimnis, das eine ihm im geschäftlichen Verkehr anvertraute geheime 
Vorlage oder Vorschrift technischer Art ist, nutzt oder offenlegt. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1. in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 gewerbsmäßig handelt, 
2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 oder Nummer 3 oder des Absatzes 2 bei der Of-

fenlegung weiß, dass das Geschäftsgeheimnis im Ausland genutzt werden soll, oder 
3. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 oder des Absatzes 2 das Geschäftsgeheimnis im 

Ausland nutzt. 

(5) Der Versuch ist strafbar. 

(6) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung genann-
ten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder Veröf-
fentlichung des Geschäftsgeheimnisses beschränken. 



 
 

(7) § 5 Nummer 7 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. Die §§ 30 und 31 des Strafgesetzbu-
ches gelten entsprechend, wenn der Täter zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs 
oder aus Eigennutz handelt. 

(8) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für 
geboten hält. 


